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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 7. Oktober 1965 unter Mit-
wirkung des Senatspriésidenten Dr. Fischer und der Bundes-—
richter Dr. Norr, Liesecke, Dr. Bukow und Pleck

fir Recht erkannt:

Auf die Revision des Kliégers wird das Urteil

des 3. Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes-
; ~ gerichts in Hamburg vom 31. Januar 1963 aufgeho-
- ben.

" Auf die Beyufung der Beklagten wird unter Zurick-
veisung im ﬁﬁiigen das Urteil der 4. Zivilkammer
des Landgerichts Hamburg vom 24. Mai 1962 teil-
weise gekdindert und wie folgt neu gefaft:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kléger
98.664,80 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 21. Oktober
1960 Zug um Zug gegen Aushdndigung des Versiche-
rungsscheins L 5 332 41% zu zahlen.

Im {ibrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits

zu tragen.
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Tatbestand:

Der Kaufmann Toni I(J hatte bei der Beklagten
eine am 1. Mai 1960 beginnende ILebensversicherung iiber
50.000 DM und ecine Unfall-Zusatzversicherung iiber weitere
50.000 DM abgeschlossen. Fiir den Fall seines vorzeitigen
Todes hatte er seinen Sohn, den Kliiger, als Bezugsberech-
tigten bestimmt. Am 24. Juli 1960 verungliickte der Ver-
sicherungsnehmer tddlich.

Der Kliger begehrt von der Beklagten die Versiche-
rungssumme von 100.000 DM. Die Beklaugte h#lt sich fiir
leistungsfrei, weil der Ver31cherungsnehmer bei Eintritt
des Versicherungsfalls mit der Zahlung der zweiten PrHmie
- fiilr Juni 1960 - im Verzuge gewesen sei.

Das Landgericht hat dem Klageantrage unter Abzug
der bei Eintritt des Versicherungsfalls noch nicht gezahl-
ten Teilbetrdge der laufenden Jahrespriémie stattgegeben

" und die Beklagte zur Zahlung von 98.664,80 DM verurteilt.
‘Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewiesen. Mit der

Revision erstrebt der Kléger die Wiederherstellung des
landgerichtlichen Urteils. Diec Beklagte bittet um Zuriick-
veisung des Rechtsmittels. '

Entscheidunggerinde:

I. Unstreitig hat die Wiesbadener Bezirksdirektion

‘der Beklagten den Versicherungsnehmer durch eingeschrie-

benen Brief vom 8. Juli 1960 aufgefordert, die fir Juni
riickstéindige Primienrate nebst Mahn- und Portokosten,
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insgesamt 135,20 DM, innerhaldb von zwei Wochen nach Zu-
gang der Mahnung zu zahlen. Das Schreiben wurde der Mutter
des Versicherungsnehmers, der mit seinen Eltern zusammen
wohnte, am 9. Juli 1960 ausgehiéndigt.

Zur rechtlichen Beurteilung dieses Vorgangs hat
das Berufungsgericht ausgefiihr{: Der Versicherungsnehmer
habe die Anfang Juni 1960 fHllig gewesene F o 1l g e -
prémie nicht rechtzeitig gezahlt. Die Beklagte habe ihm
deshalb eine qualifizierte Mahnung, wie sie § 39 VVG vor-
schreibe, libersandt. Das Mahnschreiben sei dem Versiche-
rungsnehmer am 9. Juli 1960 durch Aushédndigung an seine
Mutter wirksam zugegengen. Das folge aus § 130 Abs. 1 BGB.

Diese Ausfithrungen halten allen Angriffen der Re-
vision stand.

1. Ohne Erfolg zieht die Revision zundchst in Zwei-
fel, daB es sich bei der riicksténdigen Prémie um eine
"Folgeprimie" im Sinne des § 39 VVG handelt. Denn die Ver-
tragsparteien hatten von vornherein die Zahlung monatli-
cher Beitrdge vereinbart. Dementsprechend nennt auch der
Versicherungsschein nur eine monatliche "Beitragsrate"
von 133,50 DM. Gleichwohl will die Revision eine Jahres-
prémie als "Erstpréimie" annehmen, weil nach ihrer Ansicht
der Versicherer dann bei Nichizahlung einzelner Monats-
raten allenfalls vom Vertrag zuriicktreten konne, was er
jedoch nicht getan habe. Hingegen ktnne dexr Versicherer,
so meint die Revision, nicht nach § 38 Abs. 2 VVG lei-
stungsfrei werden, weil bis auf die erste, hier bei Ein-
losung des Versicherungsscheins geéahlte Rate alle fol-
genden Monatsraten gestundet seien. Das von der Revision
erstrebte Ergebnis 188t sich auch {iber § 38 VVG nicht
errcichen, weil die einzelnen Monatsraten nicht unbe-



frigtet, sondern nur bis zum Anfeng 2as jeweiligen Fiéllig-
keitsmonats gestundet sind. Bei Annahme einer Jahres-—
efstﬁrﬁmie wire daher der Versicherungsnehmer, der eine
f#1lig gewordene Monatsrate nicht zahlt, ohne Mahnung und
Fristsetzung der strengen Folge des § 38 Abs. 2 VVG, der
méglichen Leistungsfreiheit des Versicherers, ausgesetzt.
Diese Folge tritt hier nur deshalb nicht ein, weil die
Voreaussetzungen des § 39 und nicht des § 38 VVG vorlie-
gen. Denn ilber dic Anwendbarkeit der einen oder der an-
deren Bestimmung entscheidet allein, ob die zeitlich

erste oder einc-zeitlich folgende -‘Primie nicht gezahlt
ist. Polgeprémien im Sinne des § 39 VVG und der AVB (§ 3
Abs. 5)sind nicht nur alle weiteren Jahresprémien, sondern
auch alle der ersten Rate folgenden Raten der ersten Jahres-
primic (vgl. Amtl. Begr. zu Nr. 16 der VO gzur Vereinheit-
lichung des Rechts der Vertragsversicheérung vom 19, Dezem-—
ber 1939 (RGBL I 2443) in DJ 1940, Beil. Nr. 3 S. 9; BGH3
- 21, 122, 132; Bruck/Mtller, VVG 8. Aufl. § 35 Anm. 43).

2. Unbegriindet sind auch die rechtlichen Bedenken,
welche die Revision gegen die Wirksamkeit der dem Ver-
sicherungsnehmer zugegangenen Mahnung Hullert.

a) Nach § 1350 Abs. 1 BGB wird einc empfangsbediirf-
tige Willenserklirung gegeniiber cinem Abwesenden in dem
Zeitpunkt wirksam, in dem sie ihm zugeht. Entsprechend
ist die qualifizierte Mahnung des § 39 VVG zu behandeln
‘(vgl. Bruck/Msller an0 § 39 Anm. 8 und 17). Das Mahn-
schreiben des Beklagten ist dem Versicherungsnehmer hier
mit der Aushdndigung an seine Mutter zugegangen. Einer
Bevollmidchtigung der Mutter zur Entgegennahme, wie die
Revision meint, bedurfte es nicht. Es geniigt, dal das
Schreiben einer Person iibergeben wurde, die zur Uber-
mittlung bereit und gecignet war. Beides steht.auBer



¥rage, wenn die Mutter mit dem Versicherungsnehmer zusam-
men wohnt und das Schreiben entgegenmimmt. Zum Begriff
des Zugehens gehtrt entgegen der Auffassung der Revision
nicht, daB der Versicherungsnehmer -spater von dem Mahn-
schreiben Kenntnis genommen hat. Es kommt insoweit nicht
auf die Kenntnis, sondern auf die Moglichkeit .der Kennt-
‘nisnahme durch den Erkldrungsempfiénger an (RGZ 91, 60,
62; BGH NJW 1951, 313).

b) Weiter beanstandet die Revision ~ jedoch eben-
falls -z2u Unrecht - einen angeblichen PFormmangel des Mahn-
. schreibens. Der Schriftform, die § 4 Abs. 1 der AVB fiir die
qualifizierte -Mahnung fordert, geniigt ein Schreiben mit
faksimilierten Unterschriften. Denn diese Erleic¢hterung
wird dem Versicherer ausdriicklich in §. 39 Abs. 1 Satz 1
VVG gestattet; sie braucht deshald in den AVB, in denen
sie vor der Neufassung des .§ 39 VVG durch die Vereinheit-
lichungs-Verordnung gestanden hatte, nicht mehr wieder-
holt zu werden.

3. Das Berufungsgericht hat auch den Lauf der Zwei-
wochenfrist, die dem Versicherungsnehmer gesetzt worden
ist, gemdB den §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BGB richtig be-
rechnet. Der letzte Tag der am 23. Juli 1960 endenden
Frist fHllt zwar auf einen Sonnabend, doch verliangert
sich dadurch noch nicht -die Frist bis zum ndchstfolgenden
Werktag. Eine solche Regelung siocht allerdings die Neu-
fassung des § 193 BGB vor (Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes iiber
den Fristablauf am Sonnabend vom 10. August 1965, BGB1 I
753); sie ist jedoch erst am 1. Oktober 1965 in Kraft ge-
treten und kann riickwirkend keine Anwendung finden.




II. Der Ausgang des Rethtsstreits hingt somit davon

ab, ob der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls, am 24, Juli 1960, mit der Zahlung der ange-
mahnten Prédmie im Verzuge gewesen ist. Hierbei ist von fol-
genden Tatsachen, die entweder unstreitig oder vom Beru-
fungsgericht fehlerfrei festgestellt sind, auszugehen:
Nachdem die Beklagte ihren Bezirksinspektor K¢ asuf

die bestehende "Stornogefahr" hingewiesen hatte, dringte
dieser bei dem Vater des Versicherungsnehmers auf Zahlung
der riickstiéndigen Prémie und erhielt darauf - am 20. Juli
1960 ~ einen auf den 2. August 1960 vordatierten Verrech-
nungsscheck tiber 135 DM; das ist bis auf einen Abzug von
0,20 DM der im Mahnschreiben der Beklagten geforderte Be-
trag. Am Nachmittag des 22. Juli 1960, einem Freitag, fuhr
K@ vor Antritt seiner Urlaubsreise zur Bezirksdirektion
der Beklagten nach Wiesbaden und gab dort kurz vor Biiro-
schlufl den empfangenen Scheck ab. Der Scheck wurde dann

am 2. August 1960 zur Bank gegeben und der Beklagten

- Wert: 5. August 1960 -~ gutgeschrieben.

1. Das Berufungsgericht ist der Meinung, mit der Hin-
gabe des Schecks sei die Primie nicht rechtzeltig bezahlt
worden. Denn nach Lage der Dinge habe die Bezirksdirekti~
on den Scheck nicht vor dem 25. Juli 1960 ihrer Bank zum
Einzug geben und daher frilhestens am 27. Juli 1960 mit
einer Gutschrift des Scheckbetrages rechnen kidnnen.

Diese Beurteilung wird, wie der Revision zuzugeben
ist, der wirtschaftlichen Bedeutung des Schecks als Zah-
lungsmittel nicht gerecht,

2. Dem Berufungsgericht kann schon insoweit nicht
gefolgt werden, als es annimmt, die in dem Mahnschreiben



der Beklagten enthaltene Aufforderung, den Betrag von
135,20 DM innerhalb von zwei Wochen an die Wiesbadener
Bezirksdirektion "zu gzahlen", schreibe eine Bargahlung
oder Uberweisung vor. Eine derartige Beschriénkung ist
dem Text nicht zu entnehmen und unvereinbar mit der ver-
breiteten Verwendung, die der Scheck als Zahlungsmittel
nicht nur in der Geschiéftswelt, sondern allenthalben
gefunden hat. ‘

Die Hingabe eines Schecks stellt allerdings im
Zweifel noch keine Zahlung dar, weil die Erfiillung erst
eintritt, wenn der Gl#ubiger den Gegenwert des nur zsh-
lungshalber angenommenen Schecks erh#dlt. Fiir die Recht-
zeitigkeit der lL.eistung kommt es -aber auf den Zeitpunkt
der Leistungs hand 1l ung , nicht auf den des
leistungs e r f 01 g e s an (vgl. dazu BGH IN VVG § 36
Nr. 1 = VersR 1964, 129). Beide Zeitpunkte fallen bei der
Barzahlung (Ubersendung von Geld, Einzahlung bei der Post)
und bei der bargeldlosen Zahlung (Bank- oder Postscheck-
iiberweisung) hdufig auseinander. Diese zeitliche Differenz
ist bei der Zahlung mit einem Scheck heute, wenn iiberhaupt,
nur unwesentlich grofer. Hinsichtlich der Rechtzeitigkeit
der Leistung ist es deshalb gerechtfertigt, die Hingabe
eines Schecks bereits als Zahlung zu behandeln, vorausge-
setzt, daf der Leistungserfolg eintritt, d.h. der Scheck
vom Gliubiger angenommen und von der begzogenen Bank ein-

gelost wird. Das ist fiir die Zahlung mit einem Barscheck

schon lange anerkannt, weil der Gldubiger hier in der
Lage ist, die Schecksumme sofort zu erheben (RGZ 78, 137,
142; RG VA 1928 Nr. 1786, 1931 Nr. 2243). Pir den heute
weit hdufigeren und wichtigeren Verrechnungsscheck kann
nichts anderes gelten (so schon OLG Ksln VA 1938 Nr. 3068;
ebenso OLG Karlsruhe VersR 1955, 98/99 m.w.N.; OLG Miinchen




VersR 1959, 798; Pslandt, BGB 24. Aufl. § 270 Anm. 2 ¢).
Das ist nur die notwendige Folge des Wandels, den der
Zahlungsverkehr in den letzten Jahrzehnten erfahren hat.
Denn an die Stelle der friiher verbreiteten Barzahlung

ist mehr und mehr die bargeldlose Zahlung getreten, die
regelmiBig im Interesse aller Beteiligten, des Gldubigers
wie des Schuldners, liegt. Brst der Verrechnungsseheck
ermoglicht aber eine volle bargeldlose Zahlung. Im Wirt-
schaftsleben hat man dieser Entwicklung dadurch Rechnung
getragen, daB ein zur Bank gegebener Verrechnungascheck
heute in der Regel dem Einreicher s o for t+ - mit vor-
datierter Wertstellung ~ gutgeschrieben wird (vgl. Baum-
bach/Hefermehl, Wechselgesetz und Scheckgesetz 8. Aufl.
Art. 28 ScheckG Nr. 6). Der Glaubiger kann damit beim
Verrechnungsscheck iiber den Gegenwert praktisch ebenso
schnell wie beim Barscheck verfiigen.

Auch der vordatierte Scheck ist heute ein der Bar-
zahlung oder {fberweisung gleichwertiges Zahlungssurrogat.
Bis zur Anderung des alten Scheckgesetzes vom 11l. Mirz
1908 (RGB1 71) durch die Novelle vom 28. Mirz 1930 (RGBL
I 107) konnte sich der Scheckaussteller durch die Vorda-
tierung des Schecks noch eine Zahlungsfrist auf Kosten
des Scheckempfingers verschaffen, weil der Sgheckinhaber
damals vor dem als Ausstellungstag angegebenen Tage vom
Begogenen keine Zahlung verlangen und bei Nichtzahlung
keinen Regref nehmen konnte (vgl. RGZ 96, 190, 193 m.w.N.;
Breit, Kommentar gum Deutschen Scheckgesetz,1929, I 342 ff).
Seither ist aber der Scheck zu einem ausnahmslos auf '
schnelle Einlosung dridngenden Zahlungsmittel geworden.

Das wird beim vordatierten Scheck durch Art. 28 Abs. 2
ScheckG erreicht. “Hiernach ist ein Scheck, der vor Ein-
tritt des auf ihm angegebenen Ausstellungstages zur Zah-
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lung vorgelegt wird, am Tage der Vorlegung zahlbar. Der
Gldubiger kann daher einen vordatierten Scheck wie jeden
anderen Scheck, den er von seinem Schuldner oder einem fiir
diesen leistenden Dritten erhalten hat, sofort ohne Riick-
sicht auf das Ausstellungsdatum zur Einl8sung vorlegen
und bei Nichteinldsung gegen den Aussteller Regrefl neh-
men. Diesen Scheck kann die bezogene Bank bei Vorlage,
also ebenfalls vor dem angegebenen Ausstellungstage, aus
dem Guthaben des Ausstellers einltésen. Von diesem Recht
wird die Bank bei vorhandener Deckung, die stets Voraus-
setzung einer schuldbefreienden Scheckzahlung ist, immer
Gebrauch machen, nicht zuletzt im Interesse ihres Kunden,
der anderenfalls regreBpflichtig wird. Die Allgemeinen
Geschédftsbedingungen der Spar-, Girokassen und XKommunal-
banken fiir den Scheckverkehr geben die der Rechtslage
entsprechende Praxis wieder, wenn es darin unter Nr. 6
(abgedr. bei Baumbach/Hefermehl aa0 S. 460) heiBt:

"Schecks, die vor dem auf dem Scheck angegebenen
Ausstellungstage vorgelegt werden, 1dst die konto-
filhrende Stellec gem#dB den Bestimmungen des Scheck-
gesctzes aus dem Guthaben des Xunden ohne vorhe-
rige Rilckfrage bei Vorlegung ein. Bei mangelndem
Guthaben wird dem Vorgzeiger des Schecks bei erster
Vorlage die gesetzlich vorgeaehene Bescheinigung
‘tiber dic Nichteinldsung erteilt."

Hiernach besteht kein Grund, den vordatierten Scheck fiir
die Trage der Rechtgeitigkeit der Zahlung anders als

einen nicht vordatierten Scheck zu behandeln (ebenso Prélss,
VVG 15. Aufl. § 35 Anm. 6 c).

3. Die Bezirksdirektion der Beklagten hat den
Scheck von ihrem Bezirksinspektor XKoch am 22. Juli 1960
erhalten. Die angemahnte Folgeprédmie ist damit rechtgeitig,
nédmlich einen Tag vor Fristablauf, bezahlt worden, voraus-
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gesetzt, dal der mit der Scheckzahlung erstrebte Leistungs-
erfolg eingetreten ist. Das trifft zu. Denn der Scheck ist
zahlungshalber angenommen und eingeldst worden., Die Ein-
losung ist auBer Streit. Hingegen will die Beklagte den
Scheck nicht angenommen, sondern in einem Schreiben ihrer
Wiesbadener Bezirksdirektion vom 26. Juli 1960 darauf hin-
gewiesen haben, daB der auf. den 2. August 1960 vordatierte
Scheck erst zu diesem Zeitpunkt als Zahlung angesehen
werden konne, die angemahnte Prémie daher weiterhin riick-
stédndig sei und kein Versicherungsschutz mehr bestehe.

Auf dieses Schreiben, dessen Inhalt und Absendung strei-
tig geblieben sind, kommt es nicht an. Denn die Zahlung
mit Scheck ist so verkehrsiiblich geworden, daB der Gldubi-
ger einen erhaltenen Scheck unverziiglich zuriickgeben mufi,
wenn er ihn nicht annehmen will (ebenso Baumbaéh/Hefermehi
ac0 Einl. ScheckG Nr. 19a). Um dem zu geniigen, hitte die
Bezirksdirektion der Beklagten hier die Annahme des Schecks
sogleich ablehnen, den Versicherungsnehmer dariiber noch am
sclben Tage unterrichten und ihm damit die M&glichkeit
geben miissen, den Prémienbetrag noch fristgerecht in an-
derer Weise zu zahlen. Hierzu war sie nach Treu und Glau-
ben verpflichtet, weil sie wuBte, daB infolge der Siumig-
keit ihres Angestellten, des Bezirksinspektors K, der
Versicherungsnehmer nur beli sofortiger Rilckgabe des Schecks
und damit verbundener Benachrichtigung die weitreichenden
Folgen des Zahlungsverzuges noch durch anderweite Zahlung
abwenden konnte. Demgegeniiber kann sich die Beklagte nicht
darauf berufen, daB sie den Scheck von K@ erst an einem Frei-
tag, kurz vor Biiroschlufl, erhalten hat. Arbeitete das Per-
sonal der Beklagten sonnabends nicht, so kdnnen die sich
daraus ergebenden Folgen nicht auf den Versicherungsnehmer
abgewHilzt werden. Denn die dem Versicherungsnehmer ge-
gsetzte Prist lief, wie der Beklagten bekannt war, auch an
Sonnabenden und verldngerte sich damals selbst dann nicht
bis zum ndchstfolgenden Werktag, wenn der letzte Tag der
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Frist auf einen Sonnebend fiel. Sache der Beklagten wHdre es
gewesen, durch geeignete OrganisationsmaBnahmen sicherzu-
stellen, daB iiber die Annahme oder Ablehnung freitags

' eingehender Schecks, wenn davon der Zahlungsverzug ({es
Versicherungsnehmers abhing, noch am selben Tage ent-
schieden und der Versicherungsnehmer davon benachrichtigt
werden konnte. Hier gilt der Scheck daher als am 22. Juli
1960 angenommen.

An dieser rechtlichen Beurteilung dndert sich
nichts durch die Vordatierung des Schecks. Dem Versicherer
steht es an sich frei, einen vordatierten Scheck, den er
zur Prémienzahlung erhilt, zahlungshalber anzunehmen oder
die Annahme abzulehnen. Eine Ablehnung ist geboten, wenn
 der Versicherer sich von einer sofortigen Vorlage des
Schecks keinen Erfolg verspricht und den Scheck deshald
erst an dem angegebenen Ausstellungstag vorlegen, bis da-
hin aber dem Versicherungsnehmer keine weitere, den Verszug
ausschlieBende Zahlungsfrist gewlihren will. Dieses Recht
hat die Beklagte, wie dargelegt, hier verloren, so da8
der Scheck nach Treu und Glauben als angenommen zu behan-
deln ist. Den angenommenen Scheck konnte die Beklagte so-
fort zur Bank geben und vorlegen lassen - in diesem Fall
wiire der Scheck eingeltst worden, da nach Auskunft der
bezogenen Bank Deckung vorhanden war - oder damit bis gum
angegebenen Ausstellungstag warten. Entschied sich die
Beklagte, aus welchen Griinden auch immer, fiir die zweite
Moglichkeit, dann war das allein ihre Sache und ohne Ein-
fluB auf die vorausgegangene Annahme des Schecks.

Die Beklagte ist somit verpflichtet, die durch
den Tod des Versicherungsnehmers fHllig gewordene Ver-
sicherungssumme an den Bezugsberechtigten, den Kliger, zu
zahlen. Das hat das Landgericht zutreffend ausgesprochen.
Sein Urteil ist daher unter Aufhebung des Berufungsurteils

wiederherzustellen.
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I1I. Das Landgericht hat die Bcklagte zur Leistung Zug
um Zug gegen Vorlegung des Versicherungsscheins verurteilt.
Dem weitergehenden Begehren der Beklagten auf Herausgabe
des Versicherungsscheins hat es nicht entsprochen, weil es
dafir an einer Rechtsgrundlage fehle. Dem kann nicht ge-
folgt werden.

Nach den AVB (§ 11 Abs. 1 Buchst. a) ist der Ver-
sicherungsschein zwar nur vorzulegen, wenn
eine Leistung aus dem Versicherungsverhiiltnis verlangt
wird. Nach § 13 der AVB darf der Versicherer aber den
Inhaber des Versicherungsscheins als berechtigt ansehen,
iber alle Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag zu ver-
fiigen, insbesondere die lLeistung des Versicherers in
Empfang zu nehmen., Diese Inhaberklausel macht den Ver-
sicherungsschein zu einem Ausweis~ oder qualifizfierten
Legitimationspapier im Sinne des § 808 BGB, nach dessen
Abs, 2 Satz 1 der Schuldner - hier der Versicherer - nur
gegen Aushé@ndigung der Urkunde zur Leistung verpflichtet
ist, In diesem Punkt ist daher das Urteil des Landgerichts
abzudndern.

Iv. Die Entscheidung iiber die Kosten des Rechts-
streits beruht auf den §§ 91 und 92 Abs, 2 ZPO.

Dr.¥ischer Dr,Nﬁrr Liesecke Dr,.Bukow Fleck



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	iÜLJOLJzQlQlL	URTEIL	Verkündet	am


	//


